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Frage Nummer 35 
mit der dazu eingegangenen Antwort der Staatsregierung 

 

Abgeordnete 
Christiane 
Feichtmeier 
(SPD) 

Vor dem Hintergrund zunehmender Hitzebelastungen in Bay-
ern sowie der öffentlichen Äußerungen der Staatsregierung zur 
Notwendigkeit eines besseren Hitzeschutzes und zur Anpas-
sung von Tagesabläufen an extreme Temperaturen frage ich 
die Staatsregierung, welche Ressorts, Behörden und nachge-
ordneten Dienststellen verfügen über eigene Konzepte oder 
Handlungsanweisungen, inwieweit gelten besondere Regelun-
gen für Beschäftigte mit Außendienst, Schichtdienst, Uniform- 
oder Schutzkleidungspflicht, etwa bei Polizei, Justizvollzug, 
Straßenbau, Forstverwaltung oder Katastrophenschutz, und 
welche besonderen Schutzmaßnahmen bestehen für vul-
nerable Beschäftigtengruppen, insbesondere Schwangere, äl-
tere Beschäftigte, Menschen mit Vorerkrankungen oder 
schwerbehinderte Beschäftigte? 

Antwort des Staatsministeriums der Finanzen und für Heimat 

Es bestehen über die Rechtsvorschriften des Arbeitsschutzes (Arbeitssicherheits-
gesetz, Arbeitsschutzgesetz und darauf beruhende Verordnungen, insbesondere 
hier zu nennen die Arbeitsstättenverordnung - ArbStättV) hinaus keine ressort- oder 
berufsgruppenspezifischen Regelungen (z. B. zu Außendienst, Schichtdienst, Uni-
form-/Schutzbekleidung, Polizei-/Justizvollzug, Straßenbau, Forstverwaltung, Kata-
strophenschutz). Aufgrund der Unterschiedlichkeit der Tätigkeitsfelder und Belas-
tungsexpositionen auch innerhalb der einzelnen Berufsgruppen werden die erfor-
derlichen Maßnahmen vielmehr aufgrund konkreter dienststellenbezogener Gefähr-
dungsbeurteilungen durch die jeweiligen Dienststellenleitungen getroffen. Hierfür 
sind die entsprechenden dienststellenspezifischen Konzepte und Handlungsanwei-
sungen heranzuziehen. 

Eine ressortübergreifende Abfrage zu diesen dienststellenbezogenen Regelungen 
ist in der Kürze der Zeit nicht möglich gewesen. 

Im Übrigen wird auf Ziffer 3.5 des Anhangs der ArbStättV sowie die Antwort zu 
Nr. 7.2 aus der schriftlichen Anfrage der Abgeordneten Katharina Schulze (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) vom 25.08.2025 (Drs. 19/8741) verwiesen. 

 


